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MINDESTLOHN: ANHEBUNG ZUM 01.07.2021 
BEACHTEN!

Zum 01.07.2021 trat eine Erhöhung des gesetzlichen 
Mindestlohns ein (Dritte Mindestlohnanpassungsver-
ordnung v. 09.11.2020 = BGBl I 2020, 2356). Danach 
gilt folgender gesetzliche Mindestlohn (jeweils brutto 
je Zeitstunde):

ab 01.01.2021 9,50 EUR

ab 01.07.2021 9,60 EUR

ab. 01.01.2022 9,82 EUR

ab 01.07.2022 10,45 EUR

Praxishinweis: Die Erhöhung des gesetzlichen Min-
destlohns wirkt sich auch auf den Tätigkeitsumfang 
eines geringfügig entlohnten Beschäftigten aus. Ob 
eine geringfügig entlohnte Beschäftigung vorliegt, 
entscheidet sich nach dem Entgeltanspruch des Mit-
arbeiters. Hierbei sind die Regelungen des Mindest-
lohngesetzes und des Teilzeit- und Befristungsgeset-
zes zu berücksichtigen.

FONDSSTANDORTGESETZ: NEUES ZU VERMÖ-
GENSBETEILIGUNGEN

Der Gesetzgeber hat das Fondsstandortgesetz kurz 
vor Ablauf der Legislaturperiode beschlossen. Fol-
gende Änderungen treten durch dieses Gesetz ein:

    �Erhöhung der bisherigen Steuerfreiheit nach § 3 
Nr. 39 EStG für unentgeltlich oder verbilligt über-
lassene bestimmte Vermögensbeteiligungen von 
bislang 360 EUR auf 1.440 EUR. Diese Änderung 
gilt rückwirkend ab Januar 2021. 

    �Einführung eines § 19a EStG, der für bestimm-
te Vermögensbeteiligungen gilt, die nach dem 
30.06.2021 zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn übertragen werden. Hierdurch soll 
vermieden werden, dass bereits im Zeitpunkt der 
Übertragung einer Mitarbeiterbeteiligung eine 
Arbeitslohnversteuerung erfolgt. Die Begünsti-
gung gilt nur für Arbeitnehmer von Kleinstunter-
nehmen sowie kleinen und mittleren Unterneh-
men, deren Gründung nicht mehr als zwölf Jahre 
zurückliegt (§ 19a Abs. 3 EStG). Die nachgelagerte 
Besteuerung setzt im Lohnsteuerabzugsverfah-
ren die Zustimmung des Arbeitnehmers voraus  

(§ 19a Abs. 2 EStG). Die nachgelagerte Besteuerung 
erfolgt spätestens zwölf Jahre nach Übertragung. 
Eine frühere Versteuerung wird z. B. bei vorheriger 
Beendigung des Dienstverhältnisses ausgelöst (§ 
19a Abs. 4 EStG). Sozialversicherungsrechtlich er-
folgt die Erfassung weiterhin im Hingabezeitpunkt.

DIENSTWAGEN UND CORONA: SIND FAHRTEN 
ZUR ERSTEN TÄTIGKEITSSTÄTTE WÄHREND DES 
HOMEOFFICE ZU ERFASSEN?

Die Finanzverwaltung hat sich erneut mit der Über-
lassung eines Dienstwagens während der Coron-
apandemie auseinandergesetzt. Folgendes wurde 
beschlossen (FM Schleswig-Holstein v. 21.05.2021 – 
ESt-Kurzinfo, DB 2021, 1368). 

    �Kann ein Dienstwagen auch für Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte bzw. diesen 
gleichgestellten Fahrten genutzt werden, ist der 
geldwerte Vorteil ohne Führung eines ordnungs-
gemäßen Fahrtenbuchs grundsätzlich mit monat-
lich 0,03 % des maßgeblichen Bruttolistenpreises 
abzurechnen. Steht ein Fahrzeug in einem Monat 
für solche Fahrten „zur Verfügung“, wird der 0,03 %- 
Vorteil unabhängig von der Anzahl der tatsächli-
chen Fahrten zum Betrieb angesetzt. Fährt der Ar-
beitnehmer infolge der Homeoffice-Tätigkeit in ei-
nem kompletten Monat nicht in den Betrieb, muss 
dennoch die 0,03 %-Regelung angewandt werden.

    �Die 0,03 %-Regelung kann zugunsten einer fahr-
tageabhängigen 0,002 %-Regelung abgewählt 
werden (BMF-Schreiben v. 04.04.2018 – BStBl I 
2018, 592 Rdnr. 10). Das Wahlrecht zugunsten des 
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Ansatzes der tatsächlich durchgeführten Fahrten 
kann für das jeweilige Kalenderjahr nur einheit-
lich je Arbeitnehmer ausgeübt werden. Neu ist, 
dass die Finanzverwaltung eine rückwirkende 
Änderung des Lohnsteuerabzugs im Laufe eines 
laufenden Kalenderjahres unter Beachtung von 
§ 41c EStG zulässt. Dieser Wechsel setzt aber u. a. 
voraus, dass die Anzahl der Fahrten in den Betrieb 
vom Mitarbeiter dokumentiert werden.

Praxishinweis: Ist bereits vor Monatsbeginn klar, 
dass der Arbeitnehmer infolge des Homeoffice in 
dem Folgemonat bzw. in den Folgemonaten nicht in 
den Betrieb fahren wird, kann zwischen dem Arbeit-
geber und dem Arbeitnehmer ein Nutzungsverbot für 
die Fahrt zur ersten Tätigkeitsstätte vereinbart wer-
den. Mangels „Zur-Verfügung-Stellung“ des Dienst-
wagens für die Fahrten zur ersten Tätigkeitsstätte ist 
kein geldwerter Vorteil zu erfassen. Alternativ könnte 
erwogen werden, auf eine Zuordnung des Arbeitneh-
mers zum Betriebssitz zu verzichten. Mangels erster 
Tätigkeitsstätte scheidet ein geldwerter Vorteil für die 
Fahrten zum Betrieb aus, sofern die zeitlichen Vor-
aussetzungen des § 9 Abs. 4 Satz 4 EStG nicht erfüllt 
werden.

CORONA-MASKEN UND EINKOMMENSTEUER-
RECHT

Vermehrt stellt sich die Frage nach dem Kostenabzug 
von Corona-Masken. Der Bundesrat hatte gefordert, 
einen pauschalen Sonderausgabenabzug im VZ 2020 
und 2021 i. H. v. 200 EUR bzw. 400 EUR (Einzel-/Zu-
sammenveranlagung) einzuführen. Diese Forderung 
hat sich nicht durchgesetzt (BT-Drucks. 19/27632, 
120). Damit gilt Folgendes:

Außergewöhnliche Belastungen
Die Berücksichtigung von Aufwendungen für Schutz-
masken nach § 33 EStG scheidet mangels „Außerge-
wöhnlichkeit“ aus.

Sonderausgaben
Ein Abzug als Sonderausgabe scheidet mangels 
Rechtsgrundlage aus.

Werbungskosten
Aufwendungen des Arbeitnehmers für Schutzmas-
ken, die für die berufliche Nutzung erworben wur-
den, stellen Werbungskosten nach § 9 Abs. 1 Satz 1 

EStG dar. Ob und in welchem Umfang ein beruflicher 
Zusammenhang besteht, muss der Arbeitnehmer 
im jeweiligen Einzelfall glaubhaft machen. Es bleibt 
zu hoffen, dass die Finanzverwaltung pauschale 
Abzugsbeträge zulassen wird, um zeitaufwändige 
Einzelfalldiskussionen ohne gravierende steuerliche 
Auswirkungen zu verhindern. 

(Sonder-)Betriebsausgaben
Für die Aufwendungen für Corona-Masken des (Mit-)
Unternehmers gelten die zu den Werbungskosten 
dargestellten Grundsätze entsprechend. Sofern die 
Masken den Mitarbeitern zur Verfügung gestellt wer-
den, liegen Betriebsausgaben vor. Es liegt kein geld-
werter Vorteil, sondern eine Leistung im ganz über-
wiegend eigenbetrieblichen Interesse vor, sofern die 
Masken ausschließlich zur betrieblichen Verwendung 
vorgesehen sind (FAQ „Corona“ (Steuern) unter VI. 
15).

ERSTE TÄTIGKEITSSTÄTTE UND GRENZÜBER-
SCHREITENDE ARBEITNEHMERENTSENDUNG

Erste Tätigkeitsstätte bei grenzüberschreitender Ar-
beitnehmerentsendung ist die ortsfeste betriebliche 
Einrichtung des aufnehmenden Unternehmens, der 
der Arbeitnehmer im Rahmen eines eigenständi-
gen Arbeitsvertrags mit dem aufnehmenden Unter-
nehmen für die Dauer der Entsendung zugeordnet 
ist. Diese Entscheidung ist zum seit 2014 geltenden 
steuerlichen Reisekostenrecht ergangen. Durch die 
arbeitsrechtliche Zuordnung wird seither am Ort des 
aufnehmenden Unternehmens eine erste Tätigkeits-
stätte begründet.

10

ARBEITNEHMER



   
AKTUELLE STEUERINFORMATIONEN   I   JULI / AUGUST 2021
Das Rundschreiben für Mandanten mit aktuellen Steuerinformationen   I   Ein Service der taxnews GmbH   I   www.tax-news.de

©Alle verwendeten Texte, Fotos und grafischen Gestaltungen sind urheberrechtlich geschützt und dürfen nicht ohne Genehmigung vervielfältigt werden.

DIE LIEFERUNG VON STROM AN MIETER VON 
WOHNRAUM

Soweit ein Vermieter auf seiner Immobilie eine Pho-
tovoltaikanlage mit Batteriespeicher betreibt und mit 
dem erzeugten Strom seine Wohnraummieter belie-
fert, stellt sich die umsatzsteuerliche Frage, ob diese 
Lieferung nach § 4 Nr. 12 Buchstabe a UStG (wie die 
Vermietung des Wohnraums) von der Umsatzsteuer 
befreit ist.

Soweit die Lieferung umsatzsteuerbefreit sein sollte, 
könnte aus der Anschaffung der Photovoltaikanlage 
kein Vorsteuerabzug geltend gemacht werden. Die 
Finanzverwaltung vertritt in der Praxis diese für den 
Steuerpflichtige unerfreuliche Rechtsauffassung.

Diese Frage wird jedoch nunmehr höchstrichterlich 
abgeklärt werden. Denn das Finanzgericht Nieder-
sachsen hat sich mit seinem Urteil vom 25.02.2021 11 
K 201/19 mit dieser Frage befasst.

Es ist zu dem Ergebnis gelangt, dass die Steuerbe-
freiung des § 4 Nr. 12 Buchstabe a UStG nicht greift, 
soweit die nachfolgenden Voraussetzungen erfüllt 
werden:

    �eine gesonderte – nicht mit dem Mietvertrag ge-
koppelte – Vereinbarung,

    �eine gesonderte Abrechnung des Verbrauchs auf 
der Basis von gesonderten Zählern,

    �die Möglichkeit der Mieter den Strom auch aus 
anderen Quellen beziehen zu können.

Die Finanzbehörden sind mit dieser Entscheidung 
des FG Niedersachsen nicht glücklich und haben aus 
diesem Grunde Revision gegen die Entscheidung ein-
gelegt. 

Die Revision ist beim Bundesfinanzhof unter dem AZ 
XI R 8/21 anhängig.

Für die praktische Handhabung dieser Fragestellung 
bedeutet das anhängige Verfahren, dass die oben 
angeführten Voraussetzungen für die Steuerpflicht 
der Lieferungen erfüllt werden sollten, um den Vor-
steuerabzug aus der Anschaffung der Photovoltaik-
anlage zu gewährleisten.

Im Rahmen der zu erstellenden Umsatzsteuererklä-
rung, sind dann die Vorsteuerbeträge zum Abzug zu 
bringen.

Die Finanzämter werden diesem Antrag im Regelfall 
nicht entsprechen.

In diesem Fall sollte gegen den ablehnenden Um-
satzsteuerbescheid Einspruch eingelegt werden, der 
dann bis zur Entscheidung durch den BFH zum Ru-
hen gebracht werden sollte.
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Haftungsausschluss | Die in diesem Rundschreiben stehenden Texte sind nach bestem Wissen und 
Kenntnisstand erstellt worden. Die Komplexität und der ständige Wandel der Rechtsmaterie machen es jedoch 
notwendig, Haftung und Gewähr auszuschließen.

FÄLLIGKEITSTERMINE FÜR STEUERN UND BEITRÄGE ZUR 
SOZIALVERSICHERUNG VON JULI BIS SEPTEMBER 2021

STEUERTERMINE IM JULI 2021 

STEUERTERMINE IM AUGUST 2021 

STEUERTERMINE IM SEPTEMBER 2021 

 

DIE FÄLLIGKEITEN DER SOZIALVERSICHERUNGSBEITRÄGE ERGEBEN SICH AUS DER NACHFOLGENDEN TABELLE: 

10.07.2021 Umsatzsteuer 05.2021 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 06.2021 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 06.2021

Lohnsteuer ll.2021

10.08.2021 Umsatzsteuer 06.2021 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 07.2021 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 07.2021

16.08.2021 Gewerbesteuer lll.2021

Grundsteuer lll.2021

10.09.2021 Umsatzsteuer 07.2021 Mit Dauerfristverlängerung

Umsatzsteuer 08.2021 Ohne Dauerfristverlängerung

Lohnsteuer 08.2021

ESt-VZ lll.2021

Eingang Beitragsnachweis Zahlungseingang

26.07.2021 28.07.2021

25.08.2021 27.08.2021

24.09.2021 28.09.2021

Bei Scheckeinzahlung muss der Scheck dem Finanzamt spätestens 3 Tage vor dem Fälligkeitstermin vorliegen. 


